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  Nach § 457 ABGB erfasst das Pfandrecht an einer Sache unter 
anderem grundsätzlich auch dessen Zubehör. Bei einer Lie-
genschaft ist Zubehör derselben ein Gegenstand, der – ohne 
Bestandteil zu sein – ihrem wirtschaftlichen Zweck (der sich aus 
der sachlichen Beschaffenheit der Liegenschaft ergibt) tatsäch-
lich dient, dazu dauernd gewidmet ist und in eine entsprechen-
de räumliche Verbindung mit der Liegenschaft gebracht ist.

	 Wird die Hauptsache durch ein Unternehmen gebraucht, für
das sie bestimmt ist, so ist nach der Rechtsprechung die dem 
Betrieb gewidmete Liegenschaft als Hauptsache und das Un-
ternehmenszubehör mittelbar als Zubehör der Liegenschaft 
anzusehen. Wird das Unternehmen aber auf fremdem Grund 
betrieben, so kann nach der Rechtsprechung das Unternehmens-
zubehör nicht als Liegenschaftszubehör angesehen werden.

 Die Zubehöreigenschaft hört auf, wenn die Hauptsache und die 
Nebensache untergehen oder die wirtschaftliche Dienstbestim-
mung aufhört, sei es, dass die Hauptsache ihren wirtschaftli-
chen Zweck ändert und ihr nun die Nebensache nicht mehr 
dient, sei es, dass das Zubehör für einen anderen Zweck als zum 
Zweck der Hauptsache bestimmt wird. Bei bisherigem Unter-
nehmenszubehör kann dessen Zubehörswidmung noch gege-

ben sein, auch wenn der lebende Betrieb schon stillgelegt ist, 
aber noch keine Widmung für einen anderen (neuen) Zweck 
erfolgte; sie kann noch für die Verwertungsphase fortdauern. 
Solange die Einheit von Unternehmenszubehör und Betriebs-
liegenschaft noch nicht endgültig – sei es durch Entfernung 
einzelner Zubehörsstücke oder durch gänzliche Umwidmung 
der Liegenschaft oder den Wegfall der Absicht gemeinsamer 
Verwertung – weggefallen ist, ist von der Zugehörigkeit der 
strittigen Sachen zur Liegenschaft auszugehen. Entscheidend 
ist dabei nicht der innere Wille des Eigentümers, sondern der 
durch die Verkehrsauffassung objektiv bestimmte äußere Tat-
bestand, wobei es vor allem auf die wirtschaftliche Zweckbe-
stimmung ankommt.

  Gemäß § 252 Abs 1 EO darf das auf einer Liegenschaft befind-
liche Zubehör derselben (§§ 294 bis 297a ABGB) nur mit die-
ser Liegenschaft selbst in Exekution gezogen werden. Zweck 
dessen ist, die aus der Liegenschaft und ihrem Zubehör gebilde-
te wirtschaftliche Einheit zu erhalten und so einen typischer-
weise höheren Erlös zu erzielen.

Zum Pfandrecht am Zubehör einer Liegenschaft

Zum Volltext der Entscheidung OGH 24.05.2019, 8Ob43/19k
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 Ausgehend vom Grundsatz „superficies solo cedit“ gemäß § 297
ABGB sind mit einem Grundstück nach der Verkehrsauffas-
sung wirtschaftlich untrennbar verbundene Leitungen als 
deren unselbständige Bestandteile zu qualifizieren. Dem-
entsprechend gehört nach der Rechtsprechung grundsätzlich 
– mangels gegenteiliger Vereinbarung oder sondergesetzlicher 
Regelung – alles was erdfest, mauerfest, nietfest oder nagel-
fest mit einem Grundstück verbunden ist, zur unbeweglichen 
Sache. Nach der Rechtsprechung gilt dies etwa für Privatgas-
leitungen, für Steigleitungen für Gas, Strom und Wasser bzw 
für eine verrohrte Hauswasserleitung und für Heizungsrohre.

 Die Entscheidung OGH 6Ob60/07b, wonach der Grund-
stückseigentümer nicht Eigentümer des über sein Grund-
stück verlaufenden (Strom-)Netzteilstücks ist, bezieht sich in 
erster Linie auf die sondergesetzliche Regelung in § 22 Abs 1 
des Starkstromwegegesetzes. Nach der Ansicht von P. Bydlinski 
gibt es Fälle, in denen – aufgrund einer Einzelanalogie zu § 

22 des Starkstromwegegesetzes oder der Berücksichtigung 
der besonderen Interessenlagen der Beteiligten bei der Ausle-
gung des § 297 ABGB – die Hauptsache in einem Gesamtlei-
tungsnetz oder einer Versorgungsanlage besteht und das Ei-
gentum an den Netzteilstücken (als selbständige Bestandteile 
des Netzes) daher nicht dem Grundstückseigentümer, sondern 
dem Betreiber des Netzes oder der Anlage zugewiesen ist. Diese 
Ansicht bezieht sich dabei aber auf „Durchleitungsnetze“, die 
sich auf „Durchleitungsgrundstücken“ befinden. 

	Beim bloßen Betrieb von (selbst fremden) Leitungsteilstücken, 
die sich auf Grundstücken befinden, liegt eine Benützung 
des Eigentums der Liegenschaftseigentümer vor, was der Lie-
genschaftseigentümer ohne besonderen Rechtsgrund nicht 
dulden muss. 

Zum Eigentum an Versorgungsleitungen

Zum Volltext der Entscheidung OGH 13.06.2019, 4Ob100/19p

Die Klägerin und die Erstbeklagte sind Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen. Die Zweit- bis Sechstbeklagten sind Eigentümer von Rei-
henhäusern, die ursprünglich über eine Leitung der Klägerin mit Internet, Fernsehen und Telefonie versorgt wurden. Als von der Erstbeklagten ein 
eigener Verteilerkasten errichtet wurde und die Erstbeklagte unter Verwendung der ursprünglich von der Rechtsvorgängerin der Klägerin verlegten 
Leitungen die Versorgung der anderen Beklagten mit diesen Telekommunikationsdienstleistungen übernahm, begehrte die Klägerin mit dem Argu-
ment, dass die auf den Liegenschaften der Beklagten verlaufenden Leitungen sowie der bisherige Verteilerkasten im Eigentum der Klägerin stünden, 
die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands. Das Erstgericht wies die Klage ab und das Berufungsgericht bestätigte diese Entscheidung, da 
Leitungen, die wie im vorliegenden Fall nur jenem Grundstück dienten, unter dessen Oberfläche sie verlegt seien, dem Eigentümer dieses Leitungs-
grundstücks zuzuordnen seien. Nach Ansicht des OGH weicht das Berufungsgericht mit dieser Beurteilung nicht von der Rechtslage ab, weshalb der 
von der Klägerin erhobene Revision mangels erheblicher Rechtsfrage zurückgewiesen wurde.

 Ein erheblich nachteiliger Gebrauch vom Mietgegenstand im Sinn des § 30 Abs 2 Z 3 erster Fall MRG (wie des gleichlautenden 
Vertragsaufhebungsgrundes nach § 1118 erster Fall ABGB) liegt unter anderem vor, wenn durch das nachteilige Verhalten des Mieters 
wichtige wirtschaftliche oder persönliche Interessen des Vermieters oder der anderen Mieter geschädigt oder gefährdet werden.

Zum Kündigungsgrund des erheblich nachteiligen Gebrauchs

Zum Volltext der Entscheidung OGH 25.06.2019, 1Ob103/19g

Im gegenständlichen Fall erfolgte der Einbau eines Badezimmers durch den beklagten Mieter im Jahr 1980 mit Genehmigung des damaligen Alleinei-
gentümers. Die Baumaßnahmen entsprachen den damals geltenden Vorschriften der Bauordnung für Wien und wurden baubehördlich bewilligt. Die 
Situierung des Badezimmers im Einreichplan entspricht nicht dem tatsächlichen Bestand (spiegelverkehrte Ausführung), was auf einem Irrtum des 
vormaligen Wohnungseigentümers beruht. Dies stellt eine geringfügige Änderung dar, die im Sinn eines einfachen Planwechsels in Form einer Bauan-
zeige der Behörde angezeigt werden kann. Das Berufungsgericht führte aus, dass den Klägern, die das Bestandobjekt im Jahr 2012 erwarben, weder 
eine Verwaltungsstrafe drohen könnte, noch eine solche bereits angedroht worden sei. Der Einbau des Bades sei behördlich genehmigt und entspreche 
dem Baukonsens, die Vertrauenswürdigkeit des beklagten Mieters gegenüber den klagenden Wohnungseigentümern sei nicht erschüttert und der Kün-
digungsgrund des § 30 Abs 2 Z 3 erster Fall MRG nicht verwirklicht. Der OGH hat diese Rechtsansicht bestätigt.
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 Nach § 5 Abs 2 WEG kann Wohnungseigentum an einem
Abstellplatz für ein Kraftfahrzeug bis zum Ablauf von drei 
Jahren nach Begründung von Wohnungseigentum an der Lie-
genschaft nur von einer Person oder Eigentümerpartnerschaft 
erworben werden, der Wohnungseigentum an einer Wohnung 
oder einem selbständigen Geschäftsraum der Liegenschaft (Be-
darfsobjekte) zukommt. Dabei kann ein Wohnungseigentü-
mer mehrerer Bedarfsobjekte schon während der dreijährigen 
Frist eine entsprechende Mehrzahl von Abstellplätzen erwer-
ben. Darüber hinaus kann der Wohnungseigentümer eines Be-
darfsobjekts während der dreijährigen Frist mehrere Abstell-
plätze nur erwerben, soweit die Zahl der auf der Liegenschaft 
vorhandenen und als Wohnungseigentumsobjekte gewid-
meten Abstellplätze die Zahl der Bedarfsobjekte übersteigt. 
Bei der Berechnung der überzähligen Abstellplätze ist der 
schriftlich erklärte Verzicht eines Wohnungseigentümers auf 
den ihm vorzubehaltenden Abstellplatz zu berücksichtigen. 
Nach Ablauf der dreijährigen Frist können auch andere Per-
sonen Wohnungseigentum an einem Abstellplatz erwerben.

 In der Entscheidung OGH 5Ob124/13s hat der Fachsenat dabei 
klargestellt, dass die Erwerbsbeschränkung des § 5 Abs 2 Satz 1 
WEG sowohl für die erstmalige (konstitutive) Begründung von 
Wohnungseigentum als auch für derivative Erwerbsvorgänge 
innerhalb der Dreijahresfrist gilt, und die in den Entscheidun-
gen OGH 5Ob151/08d und OGH 5Ob164/12x enthaltenen 
gegenteiligen Aussagen ausdrücklich nicht aufrecht erhalten.

 Zum Zweck des § 5 Abs 2 WEG wurde bereits festgehalten, dass 
in erster Linie jene Personen bei den Kraftfahrzeug-Abstell-
plätzen zum Zug kommen sollen, die bereits Eigentümer ei-
nes Bedarfsobjekts sind. Zur Erreichung dieses Zwecks will 
der Gesetzgeber innerhalb der dreijährigen Wartefrist gerade 
die „Liegenschaftsangehörigen“ auch beim Erwerb „über-
zähliger“ Kfz-Abstellplätze bevorzugt sehen. Nur sie sol-
len innerhalb der Wartefrist Wohnungseigentum an einem 
Abstellplatz erwerben können. Ihrem Inhalt nach ist die Be-
stimmung des § 5 Abs 2 WEG daher einem befristeten, auf 
„liegenschaftsfremde Personen“ beschränkten (gesetzlichen) 
Veräußerungsverbot gleichzuhalten.

 Eine einschränkende Interpretation des § 5 Abs 2 WEG 2002
dahin, dass schon dann, wenn alle Wohnungseigentümer bzw 
Eigentümerpartnerschaften mit einem Abstellplatz „versorgt“ 
sind, der Verkauf an Liegenschaftsfremde zulässig sein soll, hat 
der OGH bereits in der Entscheidung OGH 5Ob99/05b abge-
lehnt. Auch der Erwerb durch eine Person, die nicht Wohnungs-
eigentümerin eines Bedarfsobjekts ist, im Zug einer freihändigen 
Veräußerung durch den Insolvenzverwalter vor dem Ablauf von 
drei Jahren nach der Wohnungseigentumsbegründung kann we-
der mit dem Wortlaut des § 5 Abs 2 WEG noch mit dem Zweck 
dieser Bestimmung in Einklang gebracht werden. Damit bleibt 
für eine teleologische Reduktion kein Raum.

 Nach § 1 Abs 1 MRG gilt dieses Bundesgesetz für die Miete 
von Wohnungen, einzelnen Wohnungsteilen oder Geschäfts-
räumlichkeiten aller Art; das MRG umfasst demnach nur die 
„Raummiete“. Wenn das Gebäude nur einen ganz unbedeu-
tenden Teil der gemieteten Fläche in Anspruch nimmt und 
ihm keine selbständige Funktion, sondern nur eine Hilfsfunk-
tion zukommt, dann stellt es nur eine Nebensache dar, die am 
Hauptgegenstand des Mietvertrags, nämlich an einer nicht 
kündigungsgeschützten Flächenmiete, nichts ändert. Nur 
wenn umgekehrt die vermietete Grundfläche lediglich die Ne-

bensache ist, die schon bestehenden oder erst zu errichtenden 
Räumlichkeiten aber die Hauptsache darstellen, liegt Raum-
miete vor.

 Nach bereits vorliegender Rechtsprechung kommt es nicht so 
sehr auf das Verhältnis von bebauter zu unbebauter Fläche an, 
sondern auf die sich aus dem Vertragszweck ergebende Funk-
tion von Grundfläche und Gebäude. 

Zum Erwerb von Abstellplätzen durch liegenschaftsfremde Personen in der Insolvenz

Zur Abgrenzung zwischen Raum- und Flächenmiete

Zum Volltext der Entscheidung OGH 21.05.2019, 5Ob19/19h

Zum Volltext der Entscheidung OGH 26.06.2019, 7Ob101/19g

Im gegenständlichen Fall erfolgte die Vermietung nach der ausdrücklichen vertraglichen Vereinbarung zur ausschließlichen Nutzung und Benützung 
der Liegenschaft zu Lagerzwecken für Baumaterialien, Baugeräte und Baumaschinen, wobei auch das auf der Liegenschaft befindliche – für Wohnzwe-
cke ungeeignete – einen flächenmäßigen nur geringen Anteil umfassende Gebäude zu Lagerzwecken mitverwendet werden durfte. Wenn das Beru-
fungsgericht bei dieser Sachlage von einer Flächenmiete ausging und dem Gebäude nur eine untergeordnete Funktion zubilligte, hat es nach Ansicht 
des OGH den durch die bisherige Rechtsprechung eröffneten Beurteilungsspielraum nicht verlassen.
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 Nach § 7a Elektrotechnikverordnung 2002 (ETV 2002) ist seit
dem 13.07.2010 bei der Vermietung einer Wohnung sicherzu-
stellen, dass die elektrische Anlage des Mietobjekts den Bestim-
mungen des ETG 1992 entspricht. Nach § 7a ETV 2002 ist bei 
Anlagen, die über keinen Zusatzschutz im Sinne der anwendba-
ren technischen Normen verfügen, unbeschadet des vorhandenen 
Anlagenzustandes, der Schutz von Personen in der elektrischen 
Anlage durch den Einbau mindestens eines Fehlerstrom-Schutz-
schalters mit einem Nennfehlerstrom von nicht mehr als 30 mA, 
unmittelbar vor den in der Wohnung befindlichen Leitungs-
schutzeinrichtungen, sicherzustellen. Gemäß § 7a ETV 2002, 
letzter Satz, kann der Mieter der Wohnung nicht davon aus-
gehen, dass die elektrische Anlage diesen Anforderungen ent-
spricht, wenn hierüber keine geeignete Dokumentation vorliegt.

 Nach der Entscheidung OGH 5Ob66/18v lässt der Umstand, 
dass die Anlage iSd § 7a ETV 2002 nicht dem ETG 1992 ent-
spricht oder der Vermieter seiner Dokumentationspflicht inso-
weit nicht nachgekommen ist, eine Gefährlichkeit vermuten; 
dem Vermieter steht es offen, im Einzelfall zu beweisen, dass 
von der Anlage keine Gefährdung ausgeht. Dass eine Anlage 
nicht den Vorschriften der ETV 2002 entspricht, ist daher 
für sich alleine noch nicht geeignet, eine Unbrauchbarkeit der 
Wohnung zu bewirken. Dieser Umstand kann aber nach dem 
erkennbaren Willen des Gesetz- bzw Verordnungsgebers, der 
ausdrücklich eine Nachweispflicht anordnete, nicht ohne Bedeu-
tung bleiben: Ihm muss jedenfalls Vermutungswirkung dahin 
zukommen, dass bei Nichterfüllung der Voraussetzungen des 
§ 7a ETV 2002 grundsätzlich von einer potenziellen Gefähr-
lichkeit der Anlage auszugehen ist. Die Vermutungswirkung 
ist auch auf die Verletzung der Dokumentationspflicht zu bezie-
hen, weil sich der Mieter mangels geeigneter Dokumentation 
nicht darauf verlassen kann, dass die elektrische Anlage den 
elektrotechnischen Anforderungen entspricht.

 Nach § 1096 Abs 1 ABGB steht eine Mietzinsminderung für
die Dauer und in dem Maß der Unbrauchbarkeit zu, wenn das 
Bestandstück bei der Übergabe derart mangelhaft ist oder wäh-
rend der Bestandzeit ohne Schuld des Bestandnehmers derart 
mangelhaft wird, dass es zu dem bedungenen Gebrauch nicht 
taugt. Demnach richtet sich die Brauchbarkeit einer Bestandsa-
che nach dem Vertragszweck und muss damit eine Verwendung 
zulassen, wie sie gewöhnlich nach dem Vertragszweck erfor-

derlich ist und nach der Verkehrssitte erfolgt. Mangels anderer 
Vereinbarungen ist eine mittlere (durchschnittliche) Brauch-
barkeit anzunehmen; bei der Beurteilung der Brauchbarkeit 
kommt es stets auf die Umstände des Einzelfalls an.

 Die subjektive Besorgnis einer wissenschaftlich nicht erwiesenen
Gefährdung ist keine objektive Beeinträchtigung des Ge-
brauchs, die eine Mietzinsminderung rechtfertigt. Für Män-
gel, die objektiv zu keiner Gebrauchsbeeinträchtigung führen, 
braucht der Bestandgeber nicht einzustehen, hingegen grund-
sätzlich sehr wohl für Mängel, die zwar – mangels Kenntnis des 
Bestandnehmers – von diesem subjektiv nicht wahrgenommen 
wurden, aber an sich gebrauchsbeeinträchtigend sind; nach 
diesen Grundsätzen muss die Mangelhaftigkeit (wäre sie be-
kannt) bei objektiver Betrachtungsweise und vernünftigem 
Handeln des Mieters zu einer konkreten Gebrauchsbeeinträch-
tigung führen oder eine objektive reale und unzumutbare Ge-
fahr darstellen. Reagiert der Mieter auf ihm bekannte Mängel 
der Wohnung durch eine Einschränkung des Gebrauchs, liegt 
eine Gebrauchsbeeinträchtigung vor.

 Eine nach der ETV 2002 zu vermutende Gesundheitsgefähr-
dung kann eine Beeinträchtigung des Nutzerverhaltens und da-
mit eine Beeinträchtigung des Mietrechts zur Folge haben, wenn 
der Mieter seine Nutzung im Hinblick auf diese Unsicherheit sein 
Verhalten so ändert, dass er die Wohnung nicht so gebraucht, 
wie er es bei Vorliegen einer ordnungsgemäßen Anlage täte.

 Der Umstand, dass eine elektrische Anlage iSd § 7a ETV 2002 
nicht dem ETG 1992 entspricht oder der Vermieter seiner Do-
kumentationspflicht insoweit nicht nachgekommen ist, ist vom 
Mieter, der deshalb den Mietzins nach § 1096 ABGB mindern 
möchte, zu behaupten und zu beweisen. Gelingt dieser Beweis, 
wird eine von der Anlage ausgehende Gefährlichkeit vermutet. 
Dies hat zur Konsequenz, dass die (Voraussetzung der Mietzins-
minderung nach § 1096 ABGB bildende) Beeinträchtigung des 
bedungenen Gebrauchs einer Wohnung samt mitvermieteter 
„sanierter“ elektrischer Anlage so lange besteht, bis der Ver-
mieter im Einzelfall bewiesen hat, dass von der Anlage keine 
Gefährdung und keine daraus folgende Gebrauchsbeein-
trächtigung ausgeht.

Zum Mietzinsminderungsrecht bei Mangelhaftigkeit der elektrischen Anlage

Zum Volltext der Entscheidung OGH 05.07.2019, 4Ob83/19p

https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=3fd60b94-5e4e-49a8-86c3-36570a13cc2c&Position=1&Abfrage=Justiz&Gericht=&Rechtssatznummer=&Rechtssatz=&Fundstelle=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True&GZ=&VonDatum=&BisDatum=16.01.2019&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=EinerWoche&ResultPageSize=100&Suchworte=&Dokumentnummer=JJT_20181213_OGH0002_0050OB00215_18F0000_000
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Justiz&Dokumentnummer=JJT_20190705_OGH0002_0040OB00083_19P0000_000&ResultFunctionToken=f1698437-0184-4c41-ab08-25d4cecf49f5&WxeFunctionToken=8e137e98-b62f-4dc5-8561-bfd301016af1&Gericht=&Rechtssatznummer=&Rechtssatz=&Fundstelle=&AenderungenSeit=Undefined&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True&GZ=&VonDatum=&BisDatum=14.08.2019&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=EinerWoche&ResultPageSize=100&Suchworte=
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